
Amt für Soziales und Senioren
Außenstelle Rodenkirchen
Hauptstr" 85, 50996 Köln

Persönliche
Verhältnisse u.

Zugehörigkeit
zu bestimmten
Personen-
gruppen

DatUm

€ Ait der beantragten Hilfe

€ Personenziffer (PZ)

Sonstige weitere Personen
sonstige [l Ehegatte
Weltefe 'J nicht oetr.

Hilfesuchender (HS

- 
Haushaltunqs T- Haushalts-

Ll -v6151snfl 
- Ll angehÖrige/rr--t Haushaltungs T-'l Haushalts-

L-l -v6151566 L-l angehörigeir

Staatsangehörigkeii
bei Ausländern, auf-
enthaltsrechtl. Status

Antrag gestellt? ! N"in ! l.

Schwerbehinderie
n-
ausweis/Bescheid
des Versorgungs-
amtes

Antrag gestellt? f ru"in f l"Antrag gestellt? I ru"in I la

Amtsgericht in

O Schuldiger Teil laut Urteil

$ Urteil o. ä. vom

O Einkommen Renten
7-1 = Eerufsunlähigkeits.ente

Schlüss€lahlen: 7-2 = Eruerb§unfähigkeilsref,le
7.3 = Aller§.uhegeld

1.1 = NichßelbständigeTätigkeit 7.4 = ljnfalkente'' (NiUowerUseintrom.en) 75= Landwiisch'Altersgeld

1-2 = irankengeld(einschließlich 7.6 = Witwenrenle

Arbeiigeberzuschuss 77 = Warsenrenle

2 = Lan; ;nd Forseidschaft 7.8 = Kinderzuschussl'zulage 2u'

3 = Gewerbebetrieb 7.9 : Pflegegeld zu 7 4

4 : Sonslige selbsländige Tätigken 8 = We*srenle

5 . Kapilaivemöge1 9.1 = Sonstige Renlen und Pensi(

t = v'-l'l''^ru"_ä'htrnd {siehe Kindeeuschusslzulage

Leist!nqen nach den BVG
10.1 = Grundrenle
10.2 : Sonslige (ggi. eiäuiern)

Leislungen nach dem LAG

11.1 : Unterhallshilfe
11.2: Pilegegeld

71-74 113 = Entschädlgungsrenle

Leislungen nach dem SGB lll (AFG)

xren ohne 12.1 = Arbeilslosenqeld I

12.2 = Arbeitslosengeld ll

13.1 = Kindergeld
13.2 = Kindeuuschlag
14 = Unlerhallslei§lungen nach UVG

15 = Ausbildungs-,E.ziehungsbeihllten
'16 = Ausbildungsförderung
17 = Unterhallsbeiträge
18 = Landesblindongeld/Landeshilfefür

hochqradiS Sehschwacho

cc
C
E

ai.

Zutreffende
Schlüs-selzahl vor
den
Einkommensbetra
g schreiben

A.beitoeber bzw. zah-
tende ltelle (2.8.
Kran-kenkasse
Renten- be.
Aktenzei-chen und

€

C
E,

c
E,

Sozialversicheru ng

s-Nr.

50-01-002 07/97 20.000

Familienname,
Vorname

Auch
Geburtsname und
Namen aus
früheren Ehen

Anschrift:
PLZ, Ort, Strasse,
l.lar rs-Nr Telefon

Gebunsdatum,
Geburtsort und -

Familienstand seit seit seit

Stellung im
Haushalt

r-l Haushaltungs T.l Haushalts-
L-.J y6y512n6 LJ 369s5ö1;96/r

Berufsabschluss,
ausgeübte
Tätigkeit

falls arbeitslos, seit

Vormund/Betreuer
(s. Bestell-Urk.)

Anschrift, Telefon

Grad derljatum Behinderuno

Grad oer
Datum Behinderung

Grad deruatum 
,Behinderung

Bei geschiedenen
oder getrennt
lebenden
Ehegatten

O Geschäftszeichen

O Rechtskraft ab



in der Haushaltsqemeinschaft PZ
6

mw
üüPersönliche

Verhältnisse

p/ | mvv

;\ nrl
?Z
5 TN

Familienname'
Vomame
Auch Gebul6name
und Namen aus

früheren Ehen
Geburtsdatum'
Geburtsori und -kreis

seit TllFamilienstand

Persönliche Stellung
zum HS

seit

§aatsangehörigkeit
bei Ausländern
äufenthaltsrechll.
Stetus

Schulabschluss'
Berufsabschluss,
ausgeübte Tätigkeit

ialls arbeitslos' seit
wann? I

O Einkommet

Zutreffende Schlüs-

selzahl vor den

Einkommensbetrag
schreiben

CE
ct*i

Arbeitgeber bry.
zahlende Stelle (2.8.

Krankenkasse
Renten- be.
Aktenzeichen und

;h § 82 SGB Xll)
@ Vom Einkommen evtl' absetzbare Beträ1 e (nat

-23 = Beitras Berufsve.bände

24 = MehEuilendungen falr

doPpelte Haushalts'
ftlhrung

Fahdkosten ar Arbeilsslälte
(soweil nicht erstattet)
L.i: öffeniliche Verkenrsmillel

252. Pk{
25.3 = Klein§LPkw

25.4 = Motorad
25.5 = tulofa

26 = Sonstiges

Schlüss€lzahJen (Schl.):

Be,lrage iÜr fteiwillige Versicherur'geq

20 1 = Hausralverslcherung

2O2 = Krankenve.sicherung

20 3 = Renlenversicherung
zo 4 . Unfallversicherung

20.5 = Slerbeversicherung
20.6 = Lebensversicherung
2Aj = Haflpflichtvers:cherung

21 = Pkw'Haitpillchtvers.
22 : Auto. rür Arbeilsmiilei

PZ I Schl. Beiragi€
c
E,

PZ Schl. Betrag/€
c
E

E cc

c
c.

C(.

c ct

E C(.

PZ @nderebeiSchl.25.2und25.3(EntfernungzwlScnen

nh § 82 SGB Xll)
ld, Guthaben - und Girokonten und son es verm nach 82

lier fia;C personetuitrern (PZ) der Personen.etr

ärfl,äb"" oder sonstiges Vermögen vorhanden ist'Gulhaoen ooet §ur rsuecr " "' ";:;';;;;;;;n 
"intt'g"n' 

die Vermögen haben' und zwar
Nachfolgend bitte die Angaben t

bezogen aufjede einzelne Person , -....=....---
Schlüsselzahlen (Schl.)

30 = Bargeld
31 = BankJsparguthaben
32 = Wertpapiere
33 = Forderungen
3+ = Leoensveisicherung/Kapitalversicherung
35 = Hauseigentum
36 = Sonstiger Grundbesitz
37 = Sonstiges VermÖgen

Übertragung von VermÖgerl: Wurde VermÖgen n den Letzten 10 Jahren vor 
'Elntritt 

der

Bedürftigkeit auf andere p",ronun uir"rtr"gän (2.8. Schenkung' []bzuabevertrag' Altenteil)'
E Nein f Jä ryernanotung



hn ehe Rentab litätsberechnu
Kosten der
Unterkunft monatlich

c
<.

Kaltmiete

€

Nebenkosten lsowei

C
i

nicht in der Miete entnalten)

€ z.B. Flurbereuchtung, Fahrstuhl, Nachweise

Wasseroeld,Treppenhausreinigung vorlegenl

Einzel-
öfen

Kochfeuerung
enthalten?

ElaI
Nein

Wohngeld

bewilligt bis
Heizu ngsart

Zentral-

Energieart

<on'e Ior IGu. lt"o- I=.r,ot Iwarme

monatlich

CE
Heizungspauschale ( nicht in der lvliete ur

monatlich

- Gesamt

] Anzahl der Räume

fi12 ,

rtrennbar bzw ln den Hauslasten en(nallen)

1 
- 

mit Wara- zu zantel aj
I I wasserberertUI

^t

I 160r I möbliert

13iloJ"'n.,,",.,, 
"" Ra"" I Ra""

bewilligt bis

monatlich
C
E.

Vermieter (Name und Anschrifl)

Einnahmen
aus Untervermietung

€

O Aufenthalt in Anstalten, Heimen oder leich Einrich

soweit sie nicht bereits als Einkommen !q!qr Ziffer A enthalten sind

@ Angehörige des Hilfesuchenden außerhalb der Hauhaltsgemeinschaft
/Kinder - auch aus früheren Ehen -, nichteheliche Kinder, Adoptivkinder, Eltern, gesclleqele i§lel-g

cltagticn[]mtl.
Name und Ansehrift der Einrich

60 = Rentenversicherung
61 = Krankenversicherung

nach dem SGB lll (AFG)
62= Arbeitslosengeld-/hilfe

nach dem
Bundesversorgungsgeseiz (BVG )

64 = Kriegsbeschädigung (vgl. auch ZifFeI

11)
65 = Sönstige Berechiigung, z.B

lmpfgeschädigle, OPfer vorr

66 = Lebens- und Sterbeversicherung
67 = sonsiige Ansprüche:

z.B. LAG-Leistungen, Entschädigungsrente (BEG),

Häft lingshilfe, Beihilfeanspruch, Lohnforderung,
Unterhä[ssicherung, Kindergeld, -zuschlag, Erbansprüch,e,

SchadensersatzanJprüche, Versorgungsausgleich, BAföG'

Versicherungs- oder Leistungsträger usw. (genaue

Anschrift ), Renten- oder Aktenzeichen
Bemerkungen:
z.B" Art des Anspruchs,
Versicherungssumme, Fälligkeitstag

Verwandtschaft
s-verhä1tnls

Geburts- zulTi

ich über erhebliches Einkommen

ab 100.000 EUR iährlich)?

@ Kosten der Unterkunft



@ gei nichtehelich geborenen
Höhe des
festgeetzten
Unterhaltsbeitrages
monailich ab

?-1...
N?.r9 l]Iq A[s-gl 1tt qgs Vqtq's

Anerkennung der Vaterschaft
anerkannt vorfesigestellt

9gtsller

Bei
U nlerh altsbeista ndsschaft:
Wo

E

€
c

@ Aufenthaltsverhältnisse des Hilfesuchenden:

Bei Übertritt eines außerhalb des Geltungsbereiches des SGB Xll geborenen Hilfesuchenden aus dem Ausland

und HilfebedÜrftiqkeit innerhalb eines Monats nach dem Übertritt , , , = ,, ,.,-,-'-.

AntragsbegrÜndung und besondere finanzielle Belasiungen (ggf" auf gesondertem Blatt fortsetzen)

Wufue Uereits Sozjalhilfe geleistet

Ja, vom Sozialamt h
- 

: - 
- 

-- li; regt Anstaltsaurnanme/Aufenthail" de" letzien 2 Monaten vor der Beantrag'lg q"'n',
i"'i2uit"n, b,r"ggi. Äit xieizugenorig[eiten, Anstalten usw lückenlos eingeben)

Falls bereits aus
der Anstalt
entlassen, TagKostenträger des tetzten Anstaltsaufenthalts

i sCa xtl geboren ist und

;Ti iä;i;#H"iti"!r"nä"äii u"i Eintriit des Bedarfs an sozialhilfe zusammentebt:

Name, Vorname, ceburtstag unJ-ort" personenstandsrechtliches verhältnis zum Hilfesuchenden
Tag und Ort des Übertritts

falle oder vermisste sowie an

Evtl. zu gewährende Geldleistungen bitte ich wie folgt zu zahlen

Konto-Nr.: ,lnstitut: ,Bankleitzahl:t\ul llv-l tl '.

wenn kein Konto vorhanden: Antrag Guthabenkonto ausgehändigt:

l"h b"*,ft-s" das k""dirhrende Geldinstitut mit wirkung auch meiner Erben gegenüber, übezahlte Beträge der hilfegewährenden stelle zurück

zu überweisen, soweit das Guthaben dazu ausreicht. Dieler Auftrag kann nur von mir - nicht jedoch von meinen Erben - bis zum 5' eines ieden

Monats für die darauf folgende Zahlung widerrufen werden'

worden (§ 66 SGB l)

Konto,
Sparkasse,
Bank,

wer sozialleistungen beantragt oder erhält, hat alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind' und auf verlangen des zuständigen

Leistungsträgers der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dr]tte zuzustimmen (§ 60 Abs. 1 sozialgesetzbuch I - sGB I -)' lch versichere'

dass die vorstehenden Angaben vollständig und wahr sind. Es ist mir bekannt, däss ich wegen unvollständiger oder unwahrer Angaben

strafrechilich verfolgt werden"kann (§ 263 Sträfgesetzbuch - stcB -) und zu unrecht erhaltene Leistungen erstatten muss'

lch bin dazu verpflichtet, unverzüglich und unaufgefordert Anderungen in den verhältnissen mitzuteilen, die fÜr die Leistung erheblich sind'

insbesondere in den Einkommens-, VermöEens-, Familien- und Aufenlhaltsverhältnissen (wohnungswo{'hsel, vorübergehende Abwesenheit - z'B'

Krankenhausaufenthatte -), auch die von Haushrrt.angänöri!"n (§ 60 Abs. i Nr" 2 sGB t1. Üoer aie Folgen fehlender Mitwirkung bin ich belehrt

tJ Hilfesucnender oder sein / Partner/in

Aufgenommen durch:



1.

2.

Anlage zum Antrag auf l-eistungen nach dem SGE XII vor'n 14'06'2013

Aktenanforderung ab: ( BegrLindung Bl

PrüfuttgderAtlsprltcltsvoraussetzltl'getlgenx"eles[Jnterhaltsvorschl$gesetzes(t]VG)

VclrnanterKn,ter.dicLtäs 12. Lcbcnsjutrrnichr lebt irf nleinerll UiftefilaltSZalfiUngen
voilctdct hti)er) Haushalt lscit (lcnr)

tr
n
T
T
T
tr
T

**li*'io,*

tr
I
n
I
T

in Höhe Belrag

von nr1l. €

T
T
T
T
T
T
n

T
tr
tr
T
l

Ich bin
lodro

gesch i eden.

verwitwet.

dauemd getrennt.

UNrunscqnrrr oes ttlLFIsucl]ENDEN

Sclrulden:

Schuldenhöhe:

S chuldnerberatung ein geschaltet:

1. Ist ein Kraftfohrzeug auf Sie

zugelassen bna. sind Sie Eigetttümer

eines /meh r er er K r aftfu h rze ug e/s ?

nein Ja

(Angaben zu nrehreretr Fahrzeugen siehe RLlckseite + )

AMTL. KENNZEICHEN

HERSTELLER

KFZ-STEUER CEZAHL'I BIS

ÄscHrus-N«.

BAUJAHR / ERSTZULASSWC

TYP

KFz-VERs. cEZAlll-T Bls

CEBÜHRENEruIÄOICUNG BIS

CssüxrsGRMArtcunc Bts

DA'IUM

DATUM

2. Ist ein Telefonartscltlttfi vorl'tanden ? tr nein E:^

3. lstRttttdfttnl</Fernseltez vorhanden I fl nein [;"
GEZ.TEILNEHMER NR.

4. l\ r.
r\t SwHS/P^l

Är rs\\irirslPi\ß

gültig

Nr. gültig
NAME

b ei A u s Iän dern/A sy I b ew er b e r n :

Aufenthaltserl./Duldung bis Ausstellungsbehörde :

UNTERSCHRIfi DES HILIEENI![ANCERS
UNTERSCHRIF| DES EHECAfiEN

---------------Vom S oziulantt ausarfüllen'-

ziff . er)ci. 

- 

Zff 

-* 

erld --- ziff. er1d.



angabeq zu Vermöge

l. lch habe folgendes Aktiwermögen:

Bemerkung
(ggf. Alter/Beschaftenheit;

Belege

fia/neiu)

derzeitiger
WertZeile Gegenstand

1 Girokonto i
Gehaltskonto

) Sparguthaben i
Sparbriefe

Bausparverträge
(auch Vl-Verträge)

4 Wertpapiere/Aktien/
Investmentanteile

5 Anlagefonds/Sonstige
Vermögensanlagen

6 Auslandsguthaben
(aller Art)

7 Genossenschaftsantei I e

(bei Gesellschaften etc.)

8 Geldwerte (Schecks, Wechsel,

Gutscheine etc.,)

9 Gold, Edelmetalle sowie
Edelsteine

10 Sammlungs- und
Kunstgegenstände

t1 Fahrzeuge (Kfz, Motorad,
LKW etc.) / Anhänger /
Campingwagen

L2 Unterhaltungselektroni k

13 Immobilien /
Immobilienantei Ie oder -For.rds

l4 Erbbaurechte,
Grundshicksrechte

15 Betrieb(e) / Betg.ili.gungen an

Betrieb(eif)

t6 Bestatlungsverträge

t7 Grabpflegeverträge



l. Aktivvermögen (Fortsetzirn g):

Bemerkung
(eel'. Alter/Besclraffenheit)

Belege
(ialnein)

derzeitiger

WertZeile Gegenstand

18 Kapitaivelsicherullgeu i a rtclr

fiir Sterbegeld

19 Private Forderttngeu

20 Ansprirche auf
Steuererstattun gen (Vorj ahre)

2l Beteiligungen an

Erbengemeinschaften

7) Scl.rmlrck / Uhren

23 Sportgeräte / ReitPferd(e)

24 Hausrat (nach Trerrnung
erworben)

7§ Abfindungs- /
Sci, adenersatzar.rsPrüche

26 Sonstiges:

ll. Das og. Aktiwermögen ist wie folgt belastet:

ZU

Zeile
Gegenstand Bemerkung

(ggf. Alter/Beschaffenheit)

Belege

fia/nein)

derzeitiger
Wert

IWert abzsl. Belastung)

Das sozialamt der stadt Köln ist im Zuge des Gesetzes zur Förderung der steuerehrlichkeit befugt,

Einkommens- und vermögensangaben durch ZugrilT auf Kontodaten zu überprüfen'

K oln den-_
Ehega,Drt,,,,,t {LrrrerschrifidesHiilesLrchenden/ggf auchEhegatlen



I nfo rm ati o n z u M itw i rku n g spfl i chten
a..:;s

§60sGBI
(1) Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat

1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und auf Verlangen des

zuständigen Leistun{strägers der Erteilung der erforderlichen AuskÜnfte durch Dritte

zuzustimmen,

2. Anderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die im

Zusammenhang mit der Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzÜglich

mitzuteilen,

3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers

Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen.

(2) Soweit für die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Angaben vordrucke vorgesehen sind, sollen

diese benutzt werden"

§66SGB/
(1) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten

nach den s§ oo-oz, 6s sGB I nicht nach und wird hierdurch die Aufklärung des Sachverhaltes

erheblich erschwert, kann der Leistungsträger ohne weitere Ermittlung die Leistung bis zur

Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die

Voraussetzungen der LeistJng nicht nachgewiesen sind. Dies gilt entsprechend, wenn der

Antragsteller äder Leistungsbärechtigte in anderer Weise absichtlich die Aufklärung des

Sachverhaltes erheblich erschwÖt1"

(2) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung wegen Pflegebedürftigkeit, wegen Arbeitsunftihigkeit, wegen

ö"führaurg oder Minderung der Erwerbstätigkeit oder wegen Arbeitslosigkeit beantragt oder erhält, seinen

Mirwirkun[spflichten nacti .§§ 62-65 SGB I nicht nach und ist unter Würdigung aller Umstände mit

Wahrscheinlichkeit anzunehnlen, dass deshalb die Fähigkeit zur selbstständigen Lebensflihrung, die Arbeits-,

Erwerbs- oder Vermittl-rngsflihigkeit beeinträchtigt oder nicht verbessert wird, kann der Leistungsträger die

Leistung bis zur Nachholr.rng der Mitwirklrng ganz oder teilwei§e ve$agen oder entziehen.

(3) Sozialleistungen därfen wegen fehlender Mitwirkung nur versagt oder entzogen werden, nachdem der

i"istungrb"rechtigte auf diese Folge schriftlich hingewiesen worden ist und seiner Mifwirkungspflicht nicht

innerhah einer ihm gesetzten angellesseilen Frist nachgekommen ist.

Zu den Mitwirkungipflichten im Sinne von § 60 SGB I gehört u. a., dass ein

Krankenhausaufenthalt unverzüglich (unmittelbar nach Ausstellung der ärztlichen ,,Verordnung

von Krankenhausbehandlung" bzw. nach Beendigung einer stationären Notfallbehandlung)

anzuzeigen ist.



s 60 sGB t 
lnformatian zu Mitwirkungspfli"o:' 

'

('1) Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat

1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und auf Verlangen des

zuständigen Leistungsträgers der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte

zuzustimmen,

2. Anderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die im
Zusammenhang mit der Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüglich

mitzuteilen,

3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers

Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen.

(2) Soweit für die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Angaben Vordrucke vorgesehen sind, sollen

diese benutzt werden.

§66SGE/
(1) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten

nach den s§ 6A-62,65 SGB I nicht nach und wird hierdurch die Aufklärung des Sachverhaltes

erheblich erschwert, kann der Leistungsträger ohne weitere Ermittlung die Leistung bis zur

Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die

Voraussetzungen der Leistung nicht nachgewiesen sind. Dies gilt entsprechend, wenn der

Antragsteller 
-oder 

Leistungsberechtigte in anderer Weise absichtlich die Aufklärung des

Sachverhaltes erheblich erschwbrt.

(2) Kommt derjenige, der eine Sozialleistui-rg wegen Pflegebedürftigkeit, wegen Arbeitsunfühigkeit, wegen

Geflihrdung oder Minderung der Erwerbstätigkeit oder wegen Arbeitslosigkeit beantragt oder erhält, seinen

Mitwirkungspflichten nach 5S5S 62-65 SGB I nicht nach und ist unter Würdigung aller Umstände mit
Wahrscheinlichkeit anzunehmen, dass deshalb die Fähigkeit zur selbstständigen Lebensführung, die Arbeits-,

Erwerbs- oder Vermittlr-rngsfühigkeit beeinträchtigt oder nicht verbessert wird, kann der Leistungsträger die

Leistung bis zr-rr NachholLrrrg der MitwirkLrng ganz oder teilweise versagen oder entziehen.

(3) Sozialleistungen dürfen wegen fehlender Mitwirkung nur versagt oder entzogen werden, nachdem der

Leistungsberechtigte ar-rf diese Folge schriftlich hingewiesen worden ist und seiner Mitwirkungspflicht nicht

innerhalb einer ihm gesetzten angemessenen Frist nachgekommen ist.

Zu den Mitwirkungspflichten im Sinne von § 60 SGB I gehöft u. a., dass ein

Krankenhausaufenthalt unverzüglich (unmittelbar nach Ausstellung der ärztlichen ,,Verordnung
von Krankenhausbehandlung" bzw" nach Beendigung einer stationären Notlallbehandlung)
anzuzeigen ist.



§ nfor"mation zw r R'ücklaEenbi§dung

Die Regelleistungen des sGB Xll umfassen den gesamten Bedarf fÜr den notwendigen

Lebensunterhalt und werden nach so genannten"Regelsätzen gewähr1' Diese,decken die

laufenden Kosten fÜr Ernährung, Anschaffungen wie gekleiOung' Wäsche' Schuhe' Hausrat'

besondere Anlässe etc" Dies bedeutet, dass äie für vom RegelJatz umfasste einmalige Bedar-fe

monaflich aus dem Regelsatz entsprechende Rücklagen bilden mÜssen'

tch habe die oben'genannten Mitwirkungspflichten und der Verpflichtung 2ur

Rücktagenbitdung"ir einmatige Bedarfä äus dem Regetsatz zur Kenntnis genommen' Das

Originat wurde mir ausgehändigt'

DamitderKasseoie@eitragsfestsetzungzeitnahv-orIiegenundum
einen unnötigen Aufwand für die / den versicherte(n)iu vermeiden, wird die stadt Köln der Kasse

die sich aus der Sozialhilfegewährung ergebenden tjaten zu den Einnahmen unter Beachtung der

hierfür maßgebenden Rech-tsnorm 1§oo Abs. 1 Nr. 1 SGB X) regelmäßig übermitteln

Köln, den
GGF. DES EUTCRTTruDnruut UrurrnscnRtrt

lnformation fürVersichertei. S. v.§ 5 Abs. 1 Nr' 13 / § I SGE y

lm Rahmen der Gewährung von Leistungen nach dem 3. (Hilfe zum Lebensunterhalt)/ 4'

(Grundsicherung im Alter ui-.,0 U"i Enverb'sminderung) Kapitel SGB Xll werden die an die Kranken-

) pfleget<asse zü entrichtenden Beiträge als Bedarf anerkannt.

Die Beitragshöhe richtet sich nach den o. a. Leistungen und dem hierbei zu berÜcksichtigenden

Einkommen" Somit benötigt die Kasse zur Beitragsbärechnung Angaben zu den Einnahmen der I

des Versicherlen.

Nach den Vorschriften zur Kranken- und pflegeversicherung ist die / der Versicherte verpflichtet,

der Kasse Auskünfte über die Einkommensuärhaltni.se sowie Anderungen hierzu unvezÜglich

mitzuteilen und auf Verlangen der Kasse entsprechende Unterlagen vozulegen'

icherle mit Verein!a

r Versic hne V
BeCi: ist die umgehende Vorlage dieses Bescheides

i J^-.,^-t:^^^^I

zur pruiunjder Beitragsübernahme erlorderlich. sofern die Beitragshöhe anhand der vorliegenden

Daten über Einnahmen nicht nachvollziehen werden kann, wird die Stadt Köln der Kasse die sich

aus der Sozialhilfegewährung ergebenden Daten zu den Einnahmen unter Beachtung der hiedür

maßgebenden Rechtsnorm (§ 69 Abs. '1 Nr. 1 SGB X) übermitteln.

tch habe die oben genannte lnformation über die Weitergabe meiner !ür dle

Beitragsberechnuig maßgebenden Daten zur Kenntnis genommen. Das Original wurde mir

ausgehändigt.

Köln, den
DA,ruivl UNTERSCHRI FT DES VTRSICUERTEN



§ nfarma{,ian zwr R ücklaEenfu§tdw ng

Die Regelleistungen des sGB Xll umfassen den gesamten Bedarf für den notwendigen

Lebensunterhalt und werden nach so genannten Regelsätzen gewährt' Diese.decken die

laufenden Kosten für Ernährung, Anschaffungen wie gekteidung, Wäsche' Schuhe' Hausrat'

besondere Anlässe etc. Dies bedeutet, dass bie für vom Regeliatz umfasste einmalige Bedarfe

monatlich aus dem Regelsatz entsprechende Rücklagen bilden müssen'

tch habe die oben genannten Mitwirkungspflichten und der Verpflicfi'tAng Zur

Rücklagenhitdung für einmalige Bedartä äus dem Regelsatz zur Kenntnis genommen' Das

Original wurde mir ausgehändigt"

einen unnötigen Aufwand für die / den Versicherte(n) zu vermeiden, wird die Stadt Köln der Kasse

die sich aus der Sozialhilfegewährung ergebenden Daten zu den Einnahmen unter Beachtung der

hier-für maßgebenden Rech-tsnorm (§ 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X) regelmäßig übermitteln

Köln, den
GGF. DES EITCRTTTI!

DATUM UNTERSCHRIFT

lnformation fürVersicherte i. S. v.§ 5 Abs. 1 Nr' 131§ I SGB y

Im Rahmen der Gewährung von Leistungen nach dem 3. (Hilfe zum Lebensunterhalt) i 4"

(Grundsicherung im Alter u-no o"i Enver6sminderung) Kapitel sGB xll werden die an die Kranken-

I rnegekasse zu entrichtenden Beiträge als Bedarf anerkannt'

Die Beitragshöhe richtet sich nach den o. a. Leistungen und dem hierbei zu berücksichtigenden

Einkommen. Somit benötigt die Kasse zur Beitragsbärechnung Angaben zu den Einnahmen der /

des Versicherlen.

Nach den Vorschriften zur Kranken- und Pflegeversicherung ist die / der versicherte verpflichtet,

der Kasse Auskünfte über die EinkommensvJrhältnisse sowie Anderungen hiezu unverzüglich

mitzuteilen und auf Verlangen der Kasse entsprechende unterlagen vorzulegen'

nweis für icherte mi inbarun hen ln un

ii agsfestsetzung zeitnah v-orliegen und um

für V Ve
i gehende Vorlage dieses Bescheides

-r,t^.--.^-l:^^^-,J
zur pruiung-der Beitragsübernahme erforderlich. Sofern die Beitragshöhe anhand der vorliegenden

Daten über EinnanmeÄ nicht nachvollziehen werden kann, wird die Stadt KÖln der Kasse die sich

aus der Sozialhilfegewährung ergebenden Daten zu den Einnahmen unter Beachtung der hierfür

maßgebenden Rechtsnorm (§ 69 Abs. 1 Nr. I SGB X) übermitteln"

tch habe die oben genannte tnformation über die.Weitergabe meiner für die

Beitragsberechnuig maßgebenden Daten zur Kenntnis genommen" Das Originalwurde mir

ausgehändigt"

Köln, den
DRruv UrurrnscHnlFT DES VeRstcurnrcru



Täti g keits n achweis fti r

versicherungs-

Zeil Art der Tatigkeit I Pflichtige

Angaben über Schule, Arbeitgeber, selbstst'

Rroäit, Wehrdienst, Leistungen des Arbeitsamtes,

Sozialhilfebezug, sonstige ZeitenTätiqkeit

wenn Ja,
Anzahl der

Monate

von I ois



Miethescheinigung
Herr / Frau

WOHNUNG N'IIT N HFOLCENDEN ANCABEN:

E t, eine Leerraumwohnung fl f"t eine möbiierte Wohnung

BEWOHNT ZUSAMMEN MIT-ANDEREN PERSONEN IN

(genaue Anschrift

eur! rrvlrL,v, v , ": --

r--l
I an?rhl de

"[-"üü;;; E r]:::s':ri:sril -:;:,:;Lä;l;;*;"; ;"i;;- * "wll:l;*'ü (^'lrr.r9.{ri:sfi1f;illyl;'"liXf#*'*
;;;;ä;mt'i;;;;m;;;;"eläiä" n"g^be ist unbedingt irnmer errorderrich):

r--rD n',it Sa.n*elheizung und mit Bad/DusthL*-*-il9-":..Ig§:rc.

E nur mit Bad/Duschraum

, Einz- tr ;,, i[l ja, in Höhe von € i Anzahl Monatsmieten

Bestelien Mietrückstände:

Mieters und zwar

inr:ler inr Motlat

E lrnrti.r, i,q.r,'r rono,

Die Miete ist auf fol sq.:tKv-.*!$l-,:tlg a-.Li lqlll9ll, .

VeruendrL:r

und setzt sich wie folgt z. xs. amrngn:"
rtiqer Höhe zu zahlen seit del.tr

NEßENKosrEN LT. MIETVERTR-AC ( Aufzug,

Treppe nhausbeleuchtu$.ylLllr.-{3

frAUSrrALTSsrRoM (fijr die Wohnung)

§,ARtvlwASSER (nur wenn über Heizung)

ST]MIVIE DER NEBENKOS'I'I]N

ANSCt lt{il-r/Sl Elvll'Lt l)lls,'Düt v l,laNl Ltl l l'l(s/Vl'l{!r ll' l lirilN Dr\ I-tJii'l ilNrrnscuntr-r oes/DER vERMIETERS/vERMiETERIN

J

.t

J



Verdienstb es cheinigung

LotIN ol)l.R
C il t,rt- t

It'tr'rt-r'v';rilt:'l l'N't-'\ t tt-irrt t lir:',

El von bis
Eirlkommen E der letzten 12 Monate I seit Beginn des Beschäftigung

Lohnfortzahlung wegen Arbeitsu nfähigkeit ( in', oUlg.n Nettoeinkommen - nicht - enthaiten )

von - bis, ..... mit EUR

Ausfallzeiten im Nachweiszeitraum
!veucn

C Krantheit Ü Kurzarbeit ü Arbeitslosigkeit E

O eun

NErloEINKoMMEN

Abtretun g(en)/Ptä ndung(en)

Vorsch uß rückz./Da rlehen

- Höhe der Gesamtforderung

- Höhe des Gesamtvorsch./Dar1.

Im Arbeitseinkommeu ist Kindergeld ftir EUR enthalten

,:i§ins-ä r wu o c c r F I RNI EN srENr P EL)_=---- 
Lo- t.DNl'J.t -- 

(tererowuvMER-/ANSPRECHPARmER)

vorauss ich tlic h es

Ende der Tilgunt

@ungdeSNettoeinkommens-nicht.berücksichtigt:
EUR E Arbeitnehmers mtl' .---.=.-.- EUR'

Kiuder mit mtl.



,\KTLNZ[1('I IE!
DATUM

A usfertigung für d en/die Hilfe e mpfäng er/i n

Herr / Frau

Erklrirung über Mieterhöhungen / Nebenkostenabrecl'nungen

,,Ich bin darüber infonliert worden, daß die Kosten der Unterkunft ( Miete ) in die Berechnung des

Anspruchs auf Hilfe zum Lebensunterhalt / Leistungen der Grundsicherung nach den Bestimmungen des

sozialgesetzbuches (sGB) Zwölftes BLrcli (XII) rLrriicti und meine unterhaltsberechtigten Angehörigen

einfließen. Aus diesem GrLrnd sind Mieterliöhungsgesuche meines Vermieters sofort nach Erhalt dem

Sozialamt der Stadt Koln zL[ Cberyrüfung rorrJ"g.n. Eine Berucksichtigung der erhöhten Miete bei

meinem zukünftigen Sozialhilfeaniprucl, Lan, grundsät'lich nur dann erfolgen' wenn ich dieser

Verpfl ichtung nachkomme.

Soweit sich ar-rs meinem Mietvertrag jährliche Nebenkostenabrechnungen ergeben, werde ich auch diese

unrgeltendd.h. spätestens bis zur fäillgt .it bzw.4 Wochen nach Erhalt der Rechnung, dem Sozialamt zur

überprüfung vorlegen. Ansonsten besteht grundsätzlich kein Anspruch auf Übernahme dieser einmaiigen

Kosten aus Mitteln der Sozialhilfe'

Ich habe die oben besclrrie6enen Verpflichtungen zur Kenntnis genommen. Mir ist bekannt, daß ich durch

eine vorzeiti ge Zahlungeiner höheren Miete däs Mieterhöhungsverlangen des Vermieters anerkenne, auch

wenn im Einzelfalldi#orderurng unberechtigt wäre. Das sozialamt wird in diesem Fall bei der Berechnung

des Sozialhilfeanspruchs vo1r der urrsprringlicäen, niedrigeren Miete ausgehen. Ohne die Überprüfung des

Sozialamtes hinsicirtlich der neuen Mietforderung werde ich daher weder die Forderung gegenüber dem

Vermieter anerkennen noch die höheren MietzahIungen vornehmen'

Das Original dieser Erklärung lrabe ich erlialten'

beantragt Hilfe zlm Lebensr.mterhalt uach der.n Bestimmungen des sGB XII und erkiärt folgendes:

Köln, den
UNTERSCHR]ii



r\ K'TENZIICI ] [N

14.06.2013
DATUM

Ausfertigurtg für die Hilfeakte

Ilen / Frau

beantragt Hilfe z11m Lebensunterhalt nach dem Bestimmungen des SGB XII und erklärt folgendes:

Erklrirung üb er Mieterhöhungen / Nebenkostenabrechnungen

,,Ich bin darüber informiert worden, daß die Kosten der Unterkunft ( Miete ) in die Berechaung des

Änsprucl.,s auf Hilfe zum Lebensunterhalt / Leishrngen der Grundsicherung nach den Bestimmungen des

Sozialgesetzbuches (SGB) Zwölftes BLrch (XII) fl1r mich und meine unterhaltsberechtigten Angehörigen

einfließen. Aus diesem Grr-rnd sind Mieterhöhungsgesuche meines Vermieters sofort nach Erhalt dem

Sozialamt der Stadt Köln zur Überprlifung vorzulegen" Eine Benicksichtigung der erhöhten Miete bei

meinem zukünftigen Sozialhilfeanspruch kann grundsätzlich nur dann erfolgen, wenn ich dieser

Verpfl ichtung nachkomme.

Soweit sich aus meinem Mietvertrag jahrliche Nebenkostenabrechnungen ergeben, werde ich aueh diese

umgehend,d.h. spätestens bis zur Fälligkeit bzw. 4 Wochen nach Erhalt der Rechnung, dem Sozialamt zur

übJrprtifung vorllgen. Ansonsten bestelit glundsätzlich kein Anspruch auf Übernahme dieser einmaligen

Kosten aus Mitteln der Sozialhilfe.

Ich habe die obel beschriebenen Verpflichtungen zur Kenntnis genommen. Mir ist bekannt, daß ich durch

eine vorzeiti ge Zahlang einer höheren Miete das Mieterhöhungsverlangen des Vermieters anerkenne, auch

wenn im Einzelfall die Forderung unberechtigt wäre. Das Sozialamt wird in diesem Fail bei der Berechnung

des Sozialhilfeanspruchs vo, deiLrrsprr"inglicüen, niedrigeren Miete ausgehen. Ohne die Überprüfung des

Sozialamtes hinsichtlich der neuen Mietforderung werde ich daher weder die Forderung gegenüber dem

Vermieter anerkennen noch die höheren Mietzahlungen vornehmen.

Das Original dieser Erklämng habe icir erhalten.

Kö1n, den
NTERSCHrutr

VoR N,\Nrll

i:r* J

CEB..DATUM

A NSC I IR II.I
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tr

Datum

lch habe erstmalig ein Girokonto eingerichtet und bitte um Überweisung der Sozialhilfe bzw.

Grundsicherung auf dieses nachstehend bezeichneie Konto ab dem nächsten mÖglichen Termin"

Mein bestehendes Girokonto wird / wurde aufgelöst. Ich bitte um Überweisung der Sozialhilfe bzw.

Grundsicherung auf das neue nachstehend bezeichnete Konto ab dem nächsten möglichen Termin.

Ei nverständ n iserkläru ng

Berechtigung der Stadt Köln zur Einziehung zuviel überwiesener Beträge

lch erkläre mich damit einverstanden, dass im Falle einer Überzahlung mein Kreditinstitut berechtigt ist,

zuviel überwiesene Beträge an die Stadtkasse Köln zugunsten des Sozialamtes der Stadt Köln zurück zu

übenrueisen.

NAME DES KREDITINSTITUTES

KoNIoNUMMER

U nterschrlfl

NAME VoRNAtulE GEB..DATUM

ANScHRtFT



D

tr

Datum

Au sfertigu ng fü r d enldi e H ilfee m pfä ng e r/i n

lch habe erstmalig ein Girokonto eingerichtet und bitte um Überuueisung der Sozialhilfe bzw.

Grundsicherung Juf dieses nachstehend bezeichnete Konto ab dem nächsten möglichen Termin.

Mein bestehendes Girokonto wird / wurde aufgelöst. lch bitte um Überuveisung der Sozialhilfe bzw'

Grundsicherung auf das neue nachstehend bezeichnete Konto ab dem nächsten möglichen Termin'

Ei nverständ n iserklärung

Berechtigung der Stadt Köln zur Eiriziehung zuviel überwiesener Beträge

lch erkläre mich damit einverstanden, dass im Falle einer Überzahlung mein Kreditinstitut berechtigt ist,

zuviel überwiesene Beträge an die Stadtkasse Köln zugunsten des Sozialamtes der Stadt Köln zurück zu

überweisen"

NAME DES KREDITINSTITUTES

BANKLEtTzAHt KoNToNUMtv1ER

Unterschrift

i'1ft" 
+'

GEB..DATUN4

ANSCHRIFT



GBe.-DeruvIVonxllvtE

ANSCHR]FT

5 Köln,

Antrag &Belehrung 
i:-s.

Ergänz.endes Darlehen

Im Sozialgesetzbuch (SGB) Zwölftes BLrcli (XII) sind alle einmaiigen Bedarfe vom Regelsatz umfasst"

Ausnahmen bilden hier nur die inr § 31 SGB XII genannten Einmaiigen Leistungen.

Aus diesem Crund ist die leistungsberechtigte Person verpflichtet, aus dem monatlichen Regelsatz

Ansparleistungen zu erbringen, um Rücklagen ftir zukünftige einmalige, auch unvorhersehbare Bedarf zu

bilden.

Hierunter fallen beispiel swei se :

. Ersatzbeschaffungen für Bekleidurng

. Ersatzbeschaffungen fär Hausrat und MÖbel

. Ansparungen flir besondere Anlässe (Kommunion, Konfirmation, Trauung etc.)

. Nachzahlungen aus Jahresabrechnungen ffrr Haushaltsstrom

Sollten im Bedarfsfall die angesparten Rücklagen nicht ausreichend sein, kann unter bestimmten

Voraussetzungen ein ErgänzJndes Darlehen nach § 37 SGB XII gewährt werden. Die Rückzahlung erfolgt

durch Einbehaltung von monatlichen Teilbeträgen i.H.v. 5 oÄ des Regelsatzes.

Ich beantr eelne nzendes Darlehen für enden Bedarf ünd

Sofern die Ansparleistungen nicht oder nicht regelmäßig aus dem Regelsatz getätigt bzw" zweckfremd

verwendet *.rä"n, liegt ynwirtschaftliches Verhalten der leistungsberechtigten Person vor. Wird dieses

Verhalten trotz Belehrung fortgesetzt, soll die Leistung gem.

§ 26 Abs.1 Nr. 2 SGB XII bis auf das zum Lebensunterhalt Unerlässliche eingeschränkt werden.

Eine Aufrechnung bis auf das Unerlässliche kann gem. § 26 Abs. 3 SGB XII auch erfolgen, wenn Leistungen

für einen Bedarf übernomnten werden, der durch vorangegangene Leistungen bereits gedeckt worden war

(2"8. bei Geldverlust)

Ich verpflichte mich hiermit, ab sofort regelmäßig Lurd in ausreichender Höhe die monatlichen

Ansparleistungen aus dem Regelsatz zu erbringen und nicht zweckfremd zu verwenden. Eine Durchschrift

dieser Niederschrift habe ich erhalten.

De.Tuu LND UNTERSCHRIFT DES

ANTRAGSTELLERS

Ausfertigung für den Antragsteller

DATUM LND UNTERSCHRIFT DES

SecUgeeRBEITERS



GBs.-Derul\4VoRN;rvtE

ANSCHRIFT

) lto lll

Ergänzendes Darlehen

Im sozialgesetzbuch (SGB) Zwölftes Buch (XII) sind alle einmaligen Bedarfe vom Regelsatz umfasst'

Ausnahmen bilden hier nur die inr § 31 sGB XII genar-inten Einmaligen Leistungen.

Aus diesem Grund ist die leistungsberechtigte Person verpflichtet, aus dem monatlichen Regelsatz

Ansparleistungen zu erbringen, Lim RLicklagen ftir zukütnftige einmalige, auch unvorhersehbare Bedarf

zu bilden.

Hierunter fallen beisPielsweise:
. Ersatzbeschaffungen fütr BekleidLrng

o Ersatzbeschaffungen für HaLrsrat und Möbel

. Ansparungen für besondere Anlässe (Kommunion, Konfirmation, Trauung etc')

. Nachzahlungen aus Jahresabrechnungen fril Haushaltsstrom

Sollten im Bedarfsfall die angesparten Rücklagen nicht ausreichend sein, kann unter bestimmten

Voraussetzungen ein Ergänzendes Darlehen nach § 37 SGB XII gewährt werden. Die Rückzahlung

erfolgt durch EinbehaltLrng von monatlichen Teilbeträgen i.H.v. 5 oÄ des Regelsatzes'

Ich beantra eln e nzendes Darlehen für fol nden Bedarf ründu

Sofern die Ansparleistungen nicht oder nicht regelmäßig aus dem Regelsatz gelätigtbzw" zweckfremd

verwendet *..ä.n, liegt unwirtscliaftliclies Verhalten der leistungsberechtigten Person vor. Wird

dieses Verhalten trotz Belehrung fortgesetzt, soll die Leistung gem.

§ 26 Abs.1 Nr. 2 SGB XIi bis auf das zul Lebensunterhalt Unerlässliche eingeschränkt werden"

Eine Aufrechnung bis auf das Unerlässliche kann gem. § 26 Abs. 3 SGB XII auch erfolgen, wenn

Leistungen fiir einen Bedarf übemon-lmen werden, der durch vorangegangene Leistungen bereits

gedeckt worden war (2.8. bei CeldverlLrst)

Ich verpflichte mich hiermit, ab sofort regelmäßig und in ausreichender Höhe die monatlichen

Ansparieistungen aus dem Regelsatz zu erbringen und nicht zweckfremd zu

verwenden. Eine Durchschrift dieser Niederschrift habe ich erhalten.

DATUM UND UNTERSCHRIFT DES

ANTRAGSTELLERS

DATUM I.IND UNTERSCHRIFT DES

SaCHSBARBEITERS

A u sfe rt ig u rt g fii r d ie s a c h b e ur b eite n de D ie nstst ell e

20



A u s xu r'I rr S C N rW Ä C U N O U N G U N D A U S XU N TT S B EA U FT RA G U N G

s owt E D AT EN scl tJ TzR E c HT Lt c u e Entw ul G u N G

e zu GuNsrEN oES Soz ALAMTES O zuR MTTTETLUNG ÜBER DAs KoNTo voN (FAl,4lLlENNAf'48, VoRNAME)

O BANK ODER SPARKASSE (NAME. BANKLE ZABL, ANSCHRIFT)

Kontostand
Kontostand und Bewegungen auf

Das genannte Sozialamt hat auf meine Mitwirkungspflicht bei der Feststellung sozialhilferechtlicher Hilfebe-

dürftigkeit hingewiesen und mich mit Bezugnahme auf § 60 Abs. 1 Nr. I Sozialgesetzbuch I - Allgemeiner

Teil - gebeten, mein Geldinstitut zu ermächtigen, Auskünfte über mein dort geführtes Konto an das

Sozialamt zu erteilen.

Von den nachstehend abgedruckten Bestimmungen der §§ 60 und 66 SGB I (Mitwirkungspflichten und

Folgen fehlender Mitwirkung) sowie § 263 Strafgesetzbuch (Betrug) habe ich Kenntnis genommen.

lch ermächtige hiermit.das Geldinstitut, dem genannten Sozialamt Über mein Konto Mitteilung zu machen,

und zwar in dem Umfange, wie in Feld O angekreuzt.

Diese Erklärung gilt zugleich als datenschutzrechtliche Einwilligung.

OR-r. DATUtvr iI.JNTERsCHRIFT DES KONTOINHABERS UNO BEI ]\,lINDERJAHRIGEN §EINES GESETZLICHEN VERTRETERS.

Auszug aus dem Sozialgesetzbuch (SGB) l- Allgemeiner Teil -
§ 60 Angabe von Tatsachen

(1) Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat

1. alle latsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers der Erleilung der erforderlichen
Auskünfte durch Dritte zuzustimmen,

2. Anderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erhebllch sind oder über die im Zusammenhang mit der Leistung Erklärungen abgegeben worden

sind, unvezüglich mitzuteilen,

3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers Beweisurkunden vozulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen.

(2) Soweit für die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Angaben Vordrucke vorgesehen sind, sollen diese benutzt werden.

§ 66 Folgen fehlender Mitwirkung

(1 ) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen l\4itwirkungspflichten nach § 60, § 61, § 62 oder § 65 nicht nach und wird

hierdurch die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert, kann der Leistungsträger ohne weitere Ermittlungen die Leistung bis zu Nachholung der
Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die Voraussetzungen der Leistung nicht nachgewiesen sind. Dies gilt entsprechend, wenn

der Antragsteller oder Leistungsberechtigte in anderer Weise absichtlich die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert..

(2) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung wegen Pflegebedürftigkeit, wegen Arbeitsunfähigkeit, wegen Gefährdung oder Minderung der

Erwerbsfähigkeit oder wegen Arbeitslosigkeit beankagt oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten nach den §§ 62 bis 65 nicht nach und ist unter Würdigung

aller Umstände mit Wahrscheinlichkett anzunehmen, daß deshalb die Fähigkeit zur selbständigen Lebensführung, die Arbeits-, Erwerbs- oder
Vermittlungsfähigkeit beeinträchtigt oder nicht verbesserl wird, kann der Leistungsträger die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder
teilweise versagen oder entziehen.

(3) Sozialleistungen dürfen wegen fehlender lvlitwirkung nur versagt oder entzogen werden, nachdem der Leistungsberechtigte auf diese Folge schriftlich
hingewiesen worden ist und seiner Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer ihm gesetzten angemessenen Frist nachgekommen ist.

Auszug aus dem Strafgesetzbuch

§ 263 Betrug (Auszug)

(1 ) Wer in der Abslcht, sich oder einem l]rrlten etnen feclrlswrdflgen Vermögensvorte I zu verschaffen, das Vernrögen eines anderen dadurch beschädigt,
dail er durch Vorspiegelung falscher cder durcfr Erltstell!ng ocier l-lnterdrückung wahrer Tatsachen einen lrrtum erregt oder unlerhält, wircj mit
Ereihertssirafe bis zu fünf Jahren oder mil Ge dstrafe bestrafl

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) ln Sesonders schweren Fällen lst Cie Strafe r-re hertssliale von sechs N/ionaten bjs zu zehn .lahren. ( ..)

(1) § 243 Abs. 2 sowie §§ 247 und 24Ba gelten entsprechencj

(6) Däs Gericht kann Führungsaufsrcht ancrdnerr (68 Abs. 1 Nr. 2l


